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Fabian Kessl

Institutionalisierung – zur ‘hellen und dunklen’ Seite eines 
konstitutiven Moments der bürgerlichen Welt; oder:  

Von der Dialektik der Institutionalisierung am Beispiel der 
pädagogischen Felder

Institutionalisierung als Hinweis auf eine Strukturlogik der 
bürgerlichen Welt und auf deren Kritik1

Der Begriff der Institutionalisierung ist vermutlich ein Paradebeispiel für die 
Gleichzeitigkeit von unterschiedlichen Begriffsdimensionen. Der Umgang mit 
dieser Gleichzeitigkeit lässt sich als ein erkenntnispolitischer Kern wissenschaftli-
cher Auseinandersetzungen an sich fassen. Innerhalb der sozialwissenschaftlichen 
Debatte lässt sich z.B. der „Positivismusstreit“ nicht nur als Auseinandersetzung 
um den Status und die Geltung wissenschaftlicher Begriffe, wie in diesem Fall 
vor allem demjenigen der ‘Kritik’, lesen (vgl. Adorno et al. 1969), sondern eben 
auch als Versuch, Erkenntnispolitik zu organisieren. Immer wieder wird daher auf 
begriffstheoretische Auseinandersetzungen rekurriert, wenn es um die Begrün-
dung oder die Infragestellung eines disziplinären Selbstverständnisses geht. In 
jüngerer Zeit zeigen das die Beispiele der Auseinandersetzung um eine „kritische“ 
und „öffentliche Soziologie“ (Steinert/Vobruba 2011; Burawoy 2015) oder die 
Auseinandersetzung um eine „Kritische Soziale Arbeit“ (vgl. Anhorn et al. 2012; 
Hünersdorf/Hartmann 2013).

Trotz aller erkenntnispolitischen Versuche der eindeutigen Trennung von 
Begriffsdimensionen tragen konkrete Begriffe, wie eben der Begriff der ‘Kritik’, 
oft unterschiedliche Dimensionen in sich. Das gilt auch für den Begriff der ‘Insti-
tutionalisierung’, auch wenn dessen Bedeutung im Kontext begriffstheoretischer 

1	 Die vorliegenden institutionalisierungstheoretischen Überlegungen verdanken den 
gemeinsamen Diskussionen mit Anja Tervooren, Martina Richter, Nicolle Pfaff und 
Helmut Bremer (Universität Duisburg-Essen) so einiges.

Widersprüche. Verlag Westfälisches Dampfboot, Heft 157, 40. Jg. 2020, Nr. 3, 89 – 104



90 Fabian Kessl

und erkenntnispolitischer Auseinandersetzungen deutlich geringer ist als dies für 
Begriffe, wie demjenigen der ‘Kritik’, der Fall ist. In einer gesellschaftstheoreti-
schen Betrachtung sozialer Zusammenhänge, und einer damit verbundenen Re-
konstruktion und Analyse der bestimmenden Struktur-, Praxis- und Wissenslogik, 
muss daher, so die hier vertretene Ausgangsthese, eine klare begriffstheoretische 
Trennung letztlich scheitern, obwohl selbstverständlich differente Begriffsdimen-
sionen auszumachen sind. Das zeigt sich am Begriff der ‘Institutionalisierung’ in 
der folgenden Art und Weise.

Institutionalisierung verweist einerseits auf die Strukturlogik sozialer Zusam-
menhänge, die sich in einem breiten Verständnis als deren Routinisierung fassen 
lässt (Berger/Luckmann 1966/2000: 49ff.) – eine Logik, die häufig auch zu einer 
formalen Organisation sozialer Zusammenhänge führt, also zu deren formalen 
Regulation (Olk/Otto 1987), womit ein enges Verständnis der Institutionalisie-
rung aufgerufen wird.

Führt man sich das am Beispiel pädagogischer Verhältnisse vor Augen, so zeigt 
sich das breite Verständnis von Institutionalisierung als Routinisierung u.a. in pri-
vaten Lebensgemeinschaften, insbesondere in Familien. Die „Institution ‘Familie’“ 
(Ecarius/Köbel/Wahl 2011: 16) weist als Reaktion auf den Einfluss anderer Insti-
tutionen in ihrer Alltagspraxis ein hohes Maß an Routinisierung auf: Betreuungs-, 
Bildungs- und Ausbildungsstätten (z.B. Kindertagesstätten und Schulen) sowie 
das berufliche Setting führen seit dem 18. Jahrhundert, und insbesondere im 
Kontext von Industrialisierung und Urbanisierung seit dem 19. Jahrhundert, zu 
einer spezifischen „Institutionalisierung des Lebenslaufs“ (Kohli 1985). Der Blick 
in den städtischen Alltag in den werktäglichen Morgenstunden beleuchtet den 
Einfluss der damit verbundenen Routinisierung: Kinder werden von Erwachsenen 
Tag für Tag im Auto oder auf dem Fahrrad zur Kindertagesstätte transportiert; 
ältere Kinder oder Jugendliche legen individuell oder in Gruppen, oft beladen mit 
Rucksäcken oder einem Tornister, den Weg vom eigenen Wohnort zur Schule 
zurück. Aber auch die Kommunikation zwischen diesen Erwachsenen und den 
Kindern deckt eine familiale Routinisierungspraxis auf, da sowohl ein bestimmtes 
regulatives Agieren der Erwachsenen gegenüber den Kindern im öffentlichen 
Raum zu beobachten ist (z.B. stellvertretende Vermittlung von Regeln im Stra-
ßenverkehr) als auch eine spezifische Intimitätspraxis zwischen den Akteur:innen 
(z.B. körperliche Nähe bei der Verabschiedung).

Familie ist Lebensform, also ein bestimmendes sozial-kulturelles Muster, das 
nicht nur den Alltag der Menschen in der „bürgerlichen Welt“ (Heydorn 1980: 
285), sondern diese selbst in entscheidender Weise prägt. Doch Familie ist eben 
nicht nur Lebensform, sondern immer auch institutionalisierte Lebensform. Abhän-
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gig von den jeweiligen historisch-spezifischen Bedingungen und Ausprägungsfor-
men weist die Lebensform Familie deshalb Formen und Grade der Routinisierung 
aus, die sich im konkreten Tun und Wissen der Familienmitglieder zeigt. Die 
Institutionalisierung von Familie beschränkt sich allerdings nicht auf ihre Routi-
nisierung. Mit der Etablierung der bürgerlichen Welt wird die Familie vielmehr 
als Nukleus der (national)staatlichen Organisation sozialer Zusammenhänge auch 
formal reguliert: Die gesetzliche Fixierung des Ehemodells und des geschützten 
und verpflichtenden Sorgezusammenhangs zwischen Erwachsenen als Eltern und 
Kindern als Heranwachsenden, in der Obhut der Erwachsenen, steht an zentraler 
Stelle im öffentlichen Recht (§ 6 GG) und ist Kernbestandteil des Zivilrechts (v.a. 
BGB Buch 4). Noch deutlicher als am Beispiel der Familien wird die Strukturlogik 
einer Institutionalisierung als formale Regulation aber, wenn man sich anderen 
pädagogischen Organisationen zuwendet, wie der Jugendhilfe oder der Schule. 
Diese lassen sich als institutionalisierte soziale Zusammenhänge beschreiben, 
weil sie nicht nur von einem relativ hohen Maß an Routinisierung charakterisiert 
sind, was sich an der Organisation der dortigen pädagogischen Praxis zeigt (z.B. 
Tagesstrukturierung durch Schulzeiten und Freizeit in einer sozialpädagogischen 
Wohngruppe oder Strukturierung der pädagogischen Praxis in Form von Unterricht 
in der Regelschule), sondern eben auch formal organisiert sind. 

Damit ist zuerst auf ihre gesetzliche Fixierung verwiesen: Das pädagogische 
Tun in einer Kindertagesstätte oder einer anderen Einrichtung der Jugendhilfe 
(z.B. stationäre Wohngruppe oder Sozialpädagogische Familienhilfe) kommt 
erst auf Basis seiner rechtlichen Gewährleistung zustande (v.a. SGB VIII). Denn 
die Angebote von Jugendhilfe sind, wie die schulischen Angebote ebenso, kon-
stitutiv rechtlich gewährleistet und als solche auch gesetzlich reguliert. Damit 
ist keine überhistorische Formalisierung gemeint, aber eine bestimmte formale 
Organisation, die auch über einen bestimmten Zeitraum hinweg beständig bleibt. 
Auch das lässt sich an der Kontinuität wie Diskontinuität pädagogischer Institu-
tionalisierung zeigen: Die Schulpflicht und das dreigliedrige Schulsystem zeigen 
sich im bundesdeutschen Kontext bis zur Jahrtausendwende erstaunlich stabil, 
gegen alle Reformversuche (z.B. durch die Alliierten nach 1945) und auch im 
Angesicht tatsächlicher Reformen (z.B. der Etablierung der Oberschule in der 
DDR). Dagegen war eine Jugendhilfeleistung, z.B. der Besuch von Kindern in 
einer Kindertagesstätte, lange Zeit Ausdruck der sozialrechtlichen Möglichkeit 
zur Betreuung von Kindern außerhalb von der Familie. Inzwischen ist sie als 
Angebot frühkindlicher Bildung Ausdruck des verbrieften Rechts auf eine solche 
Betreuung ab dem Alter von einem Jahr, und hat damit einen deutlichen Wandel 
vollzogen. 
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Als formale Regulation beeinflusst die Institutionalisierung pädagogischer 
Zusammenhänge auch die Form und den Grad von deren Routinisierung: So 
sind im Unterschied zur Schulpflicht die Jugendhilfeleistungen im bundesdeut-
schen Kontext von der Gleichzeitigkeit von Regel- und freiwilligen Leistungen 
gekennzeichnet. Während Schule also zu einem regelhaften Bestandteil des in-
stitutionalisierten Lebenslaufs geworden ist, bleibt die Inanspruchnahme von 
Jugendhilfeleistungen, trotz aller Normalisierungstendenzen (Lüders/Winkler 
1992) – zumindest nach dem Ende der Kita-Zeit – eine Erfahrung von nur man-
chen Kindern und Jugendlichen (z.B. in Form eines regelmäßigen Besuchs des 
lokalen Jugendzentrums oder in Form einer Inanspruchnahme des Beratungsange-
bots eines freien Trägers). Organisationalen Ausdruck findet Institutionalisierung 
als formale Regulation vor allem darin, dass sie – erstens – öffentlich verfasst ist: 
Die Träger entsprechender Leistungen sind mehrheitlich öffentliche Träger (v.a. 
Schulen in städtischer Trägerschaft, aber auch manche Jugendhilfeleistung) oder 
als freie Träger zumindest öffentlich legitimiert und kontrolliert (v.a. Jugendhil-
feleistungen von so genannten „anerkannten“ freien Trägern, aber auch einzelne 
private Schulen, z.B. in kirchlicher Trägerschaft); zweitens werden die entsprechen-
den pädagogischen Angebote primär in beruflicher und fachlicher Form erbracht 
und nicht von Laien. Im Unterschied zur familialen Erziehung und Sorge kann 
daher über die öffentlich verfassten Bildungs- und Erziehungsangebote auch in 
anderer Art und Weise gesellschaftlich verhandelt und politisch-administrativ 
entschieden werden. Zwar sehen sich gerade auch Familien immer wieder den 
staatlichen Versuchen ihrer „Ordnung“ (Donzelot 1979) ausgesetzt – ein Sach-
verhalt, der sich im 21. Jahrhundert insbesondere im Kontext des verstärkten 
Kinderschutzes nochmals verstärkt hat (vgl. Biesel et al. 2019), und hierbei einen 
erneuten Institutionalisierungsschub vor allem von Kindheit nach sich gezogen 
hat (z.B. durch die Ausweitung der Aufenthaltszeiten von Kindern in Kinder-
tagesstätten und Schulen oder Ausweitung der Kontrollstrukturen elterlicher 
Praxis, z.B. durch verpflichtende pädiatrische Untersuchungen). Doch trotz dieser 
staatlichen Regulation familialer Organisation und Praxis ist z.B. die Ethik, die 
Eltern gegenüber ihren Kindern, v.a. in Bezug auf wirtschaftliche und religiöse 
Fragen, vertreten, und damit auch als Deutungshorizont vermitteln, im generellen 
grundgesetzlichen Rahmen, ebenso der privaten Entscheidung überlassen wie 
die Realisierung und Ausgestaltung der ökonomischen Organisation der Fami-
lie – jenseits der sozialstaatlichen Gewährleistung einer Grundsicherung und 
der zusätzlichen sozialstaatlichen Versorgungsleistungen, wie des Kindergeldes. 
Das ist im Fall der öffentlich verfassten und als solcher beruflich und fachlich 
organisierten Pädagogik anders: Curriculare Unterrichtsinhalte sind ebenso 
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auf Basis gesetzlicher Vorgaben definiert wie die Besoldung und Entlohnung 
der pädagogischen Fachkräfte. Schließlich stellen die Finanzierung einer Schule 
bzw. einer Jugendhilfeeinrichtung und die Festlegung und Gewährleistung ihres 
Budgets das Ergebnis politisch-administrativer Entscheidungen und Praxen dar 
und verbleiben nicht in der unabhängigen Entscheidungsmacht der einzelnen 
pädagogischen Organisation.

Damit deutet sich bereits an, dass die erste, zweigeteilte und eher analytische 
Dimension von Institutionalisierung, also die Routinisierung sozialer Zusam-
menhänge und deren formale Organisation, entlang einer Differenzierung von 
privat und öffentlich bzw. von informell und formell, beschreibbar ist. Denn 
Institutionalisierung als Routinisierung sozialer Zusammenhänge verweist auf 
privatisierte (z.B. Familie) oder eher privatisierte (z.B. Bildungsangebote zivilge-
sellschaftlicher Organisationen, die auf keinem gesetzlichen Anspruch basieren) 
Zusammenhänge, während Institutionalisierung als formale Regulation eher 
auf öffentlich verfasste Zusammenhänge verweist, wie das Beispiel öffentlich 
verfasster pädagogischer Angebote und ihrer beruflich und fachlich organisierten 
Erbringung verdeutlicht.

Institutionalisierung lässt sich also sinnvoll als Routinisierung und formale 
Regulation von sozialen Zusammenhängen fassen. Doch mit dieser zweigeteilten, 
eher analytischen Bestimmung ist eben nur eine Dimension des Institutionalisie-
rungsbegriffs aufgerufen. Denn die Rede von der Institutionalisierung kann und 
sollte auch für eine spezifische gesellschaftliche Dynamik der Institutionalisierung 
sensibilisieren, die als Unterseite oder dunkle Seite der Institutionalisierung be-
zeichnet werden kann: Wiederum am Beispiel pädagogischer Institutionalisierung 
lässt sich zeigen, dass Institutionalisierung eine Tendenz der Einschränkung von 
Autonomie und Freiheit auf Seiten der beteiligten Akteur:innen inhärent ist. 
Auf dieses Unfreiheits- oder sogar Repressionspotenzial von Institutionalisie-
rungsprozessen weisen vor allem herrschaftskritische Perspektiven seit langem 
hin. Exemplarisch können hierfür Theorie- und Forschungstraditionen, wie die-
jenige der Etikettierungstheorie resp. des labeling approaches stehen; aber ebenso 
disziplinierungstheoretische und machtkritische Arbeiten. Im Kontext der sys-
tematischen Reflexion pädagogischer Organisationen und der dort lokalisierten 
Praxis wird hier unter anderem an die Überlegungen und Studien von Erving 
Goffman und Michel Foucault angeschlossen (z.B. Peters/Cremer-Schäfer 1975; 
vgl. Cremer-Schäfer 2012; Dreßen 1982; vgl. Ricken 2007). Diese institutiona-
lisierungskritischen Traditionslinien ziehen sich bis in jüngste Arbeiten, z.B. zur 
Reflexion der Etablierung, Dynamik und Strukturlogik von gewaltförmigen 
Konstellationen im Feld der stationären Hilfen resp. der Jugendwohlfahrt: Dort 
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wird sowohl das Konzept der totalen Institutionen von Goffman zur Aufklärung 
einer gewaltförmigen Institutionalisierungslogik genutzt (Imširović/Lippitz/
Loch 2019) als auch an die Analysen des modernen institutionalisierten Diszip-
linarsystem Foucaults angeschlossen (Kessl/Lorenz 2015). So gelingt es, z.B. die 
spezifische Institutionalisierungslogik gewaltförmiger Konstellationen anhand 
von Strukturprinzipien herauszuarbeiten, wie der Ausschließung von ‘Insassen’ 
in ihrer institutionellen Einschließung (Goffman 1973: 11): „Diese Abgeschlos-
senheit zeigt sich im Leben der Heimkinder gleich zu Beginn als Unterbinden 
von Kontakten zur sozialen Außenwelt, so durften die Kinder und Jugendlichen 
in der Eingewöhnungszeit keinen Kontakt zur Familie halten (vgl. F22; G2)“ 
(Imširović/Lippitz/Loch 2019: 69; vgl. Kessl/Lorenz 2016).

Für die hier zu bearbeitende Frage nach Institutionalisierung erweist sich die 
Einsicht in die Unter- oder dunkle Seite der Institutionalisierung als bedeutend: 
Genauso wie sich die Strukturlogik der Institutionalisierung in ihrer Form der 
Routinisierung und formalen Regulation sozialer Zusammenhänge als ein Grund-
prinzip der bürgerlichen Welt darstellt, mit dessen konkreter Übersetzung in 
rechtliche Instrumente und Verfahren ein Grad der Ermöglichung von Gleichheit 
und Freiheit verbunden sein kann, ist die bürgerliche Welt von einer Dynamisie-
rung von Unfreiheit und sogar Repression durch Institutionalisierung gekenn-
zeichnet. Diese speist sich in der alltäglichen Praxis aus unterschiedlichen Quellen: 
vor allem aus dem Selbstreproduktionsinteresse von Organisationen und aus dem 
hegemonialen Deutungs- und Regulationsinteresse existierender „Staatsapparate“ 
(Demirović 1987: 89). Mit Verweis auf das Unfreiheits- und Repressionspotenzial 
der bestehenden Ordnung problematisieren herrschaftskritische Perspektiven 
daher auch eine Tendenz der Sicherung des status quo. Adorno und Horkheimer 
(1944/1988) sprechen in diesem Zusammenhang vom undurchdringlichen „Wald 
von Cliquen und Institutionen“, die „von den obersten Kommandohöhen der 
Wirtschaft bis zu den letzten professionellen Rackets für die grenzenlose Fortdauer 
des Status sorgen“ (ebd.: 45). Eine Kritik, die sich auch in liberalen Positionen 
spiegelt, die Institutionen allerdings eher eine Trägheit gegenüber Reformen vor-
halten. So diagnostiziert z.B. Helmut Schelsky (1960/2017, 311) in Bezug auf das 
deutsche Hochschulsystem eine „Trägheit des Sicheinnistens in den Status quo“.

Institutionalisierungskritik lässt sich somit als zweites Moment der konstitu-
tiven Institutionalisierungsprozesse in der bürgerlichen Welt verstehen. Darauf 
hinzuweisen, ist nun im Kontext der Widersprüche an sich überflüssig, schließlich 
weiß sich diese Zeitschrift der Herrschaftskritik verpflichtet, was sich auch in 
der langen institutionalisierungskritischen Tradition innerhalb vieler Arbeiten 



95Institutionalisierung

von Widersprüche-Autor:innen materialisiert (vgl. u.a. Kunstreich 1975). Was 
in dieser Tradition aber immer wieder unterbelichtet bleibt, ohne dass die ein-
zelnen Autor:innen dieses so intendieren, ist die Reflexion des Dilemmas einer 
Institutionalisierungskritik: Als Kritik konkreter ‘Institutionen’ vereindeutigt sie 
sich oftmals allzu schnell und wird dabei selbst zum Legitimationsinstrument be-
stimmter alternativer Organisationsformen und -konzepte. Auch diese Dynamik 
lässt sich am Beispiel der pädagogischen Felder beleuchten.

Das Beispiel der Pädagogik: Institutionalisierungskritik als 
Legitimationsinstrument pädagogischer Konzepte und Theorie(n)

Sichtet man die institutionalisierungskritischen Traditionen, die in Bezug auf 
die pädagogische Praxis, deren Organisation, konzeptionelle Gestaltung und 
gesellschaftliche Platzierung formuliert werden, zeigt sich relativ schnell, wie in-
stitutionalisierungskritische Betrachtungen und Hinweise immer wieder zu einer 
Institutionenkritik konkreter (pädagogischer) Einrichtungen und Organisationen 
zusammenschnurren. Das ist mehrfach von Bedeutung: Zum einen wird damit 
oftmals Institutionalisierung vereindeutigt, indem ausschließlich auf ihre Ten-
denz zur Reduktion von individuellen, aber auch gesellschaftlichen Handlungs- 
und Entwicklungsmöglichkeiten hingewiesen wird; zum anderen wird damit 
tendenziell übersehen gemacht, dass die Unfreiheits- und Repressionsdynamik, 
die mit Institutionalisierung in der bürgerlichen Welt immer wieder verbunden 
ist, einen Ausdruck gesellschaftlicher Verhältnisse darstellen, und nicht auf die 
Entscheidungen einzelner Organisationen und dort platzierter Akteur:innen 
reduziert werden können – ohne dass mit diesem Hinweis deren Relevanz negiert 
werden soll. 

Die Reduzierung von Institutionalisierungskritik auf Institutionenkritik und 
der Einsatz entsprechender Argumente lässt sich in Bezug auf die pädagogischen 
Felder am Beispiel der Schulkritik kursorisch nachzeichnen.

Die Schulkritik des 20. Jahrhunderts dient nicht zuletzt der Begründung von 
alternativen Schulversuchen, denn die Ausformulierung von deren Grundprinzi-
pien (u.a. Gemeinschaftserziehung; ganzheitliches Lernen; fächerübergreifender 
Unterricht; Schule als Lebensraum; vgl. Idel/Ullich 2004: 368) rekurriert in ent-
scheidendem Maße auf eine generalisierte Kritik an der Institution Regelschule:2 

2	 Idel/Ullich (2004: 367) sprechen von im Anschluss an Ramseger und Oehlschläger 
sogar von Bemühungen um eine „Entschulung der Schule“.
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Der staatliche „Schulzwang“ (Stephan 1891, zit. nach Dudek 1999: 25) wird als 
strukturelles Hindernis einer Pädagogik vom Kinde aus (vgl. z.B. Key 1905/1991) 
angesehen und kritisiert.3 Dabei wird in überzeugender Weise auf den regulativen 
Charakter der Regelschule aufmerksam gemacht, der sich bis heute u.a. in der 
Disziplinierung des Schülerkörpers (Langer 2008) ebenso zeigt wie in der Durch-
setzung eines Zeit- und Lernregimes, über das weder die Kinder und Jugendlichen 
als Schüler:innen noch die Erwachsenen als Eltern dieser Schüler:innen faktisch 
mitbestimmen können (Wernet 1998). Insofern weist die Schulkritik, wie jede 
notwendige Institutionalisierungskritik, eben auf die Unter- resp. dunkle Seite 
der Institutionalisierung hin. Wenn aus der Einsicht in entsprechende regulative 
Dynamiken allerdings eine generalisierte Schulkritik geschlussfolgert wird, die die 
einzelne Regelschule per se zum Hort einer Zwangserziehung erklärt, produziert 
diese Verkürzung tendenziell Verdeckungszusammenhänge:4 Eine generalisierte 
Schulkritik verdeckt allzu leicht das Ermöglichungspotenzial, das mit der Etab-
lierung des Regelschulmodells als öffentlicher Bildungs- und Erziehungsagentur, 
und damit mit der Institutionalisierung schulischer Bildung, historisch als Prinzip 
eröffnet wird (z.B. als institutionelle Gewährleistung von Bildungsteilhabe), und 
alltagspraktisch im gelungenen Fall in Regelschulen auch wirkmächtig werden 
kann (z.B. als Beitrag zum sozialen Aufstieg von Schüler:innen). Außerdem kann 
die (Selbst-)Legitimation der Alternativschule als grundlegend alternativer Ort 
zur dominierenden Regelschule im einzelnen Schulprojekt dazu verführen, sich 
weder erkennbar für dessen notwendige gesellschaftliche Kontextualisierung 
und Positionierung zu engagieren noch dessen Verwobenheit in die kulturelle 
Hegemonie ausreichend zu reflektieren: Manchen pädagogischen Begründern 
alternativer Bildungs- und Erziehungsprojekte am Anfang des 20. Jahrhunderts 
war ja sehr bewusst, dass die Etablierung einer anderen Schule auch andere gesell-
schaftliche Verhältnisse als die vorherrschenden erforderlich machen wird (vgl. 
Bernfeld 1925/1973; Makarenko 1937/1971). Die immense Konjunktur von 
Privatschulen im Angesicht der PISA-Krise, also der diagnostizierten Schwächen 
der bundesdeutschen Regelschule, seit Anfang des 21. Jahrhunderts ist aber eher 

3	 Gustav Stephan war Ende des 19. Jahrhunderts Direktor einer sächsischen Bürger-
schule, also einer Mittelschule unterhalb des bürgerlichen Gymnasiums.

4	 Die teilweise naive Hoffnung auf den neuen Menschen, wie sie sich exemplarisch in 
den Äußerungen des jungen Siegfried Bernfelds betrachten lässt (vgl. Dudek 1999: 
24f.), führt immer wieder dazu, dass der kritisierte Typus der öffentlichen Regelschule 
eher vereinfachend als Zwangsinstitution an sich (Behr 1984; vgl. Herrmann/Schlüter 
2012: 10ff.) beschrieben wird.
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ein Ausdruck der kulturellen Hegemonie und nicht Ausdruck eines Ringens um 
alternative Hegemonien. Und das scheint sich auch in der erhöhten Nachfrage 
nach Alternativschulen zu spiegeln. Denn die Motivation zur Anmeldung der 
eigenen Kinder an Alternativ- wie auch (anderen) Privatschulen scheint in ent-
scheidender Weise vom Versprechen der Individualisierung des Lernens gespeist zu 
werden: Eltern wollen ein möglichst den individuellen Bedürfnissen ihrer Kinder 
angemessenes Agieren der Schule und der Lehrer:innen. Während sich das im Fall 
der kirchlichen Privatschulen, mancher privaten Internatsschule und vor allem 
auch der internationalen Privatschulen eher als Interesse der Elitenreproduktion 
zeigt – das eigene Kind soll so effektiv wie möglich in der Bildungselite platziert 
werden (vgl. Krüger et al. 2016), scheint das Interesse an Alternativschulen nicht 
zuletzt vom subjektiven Freiheitsversprechen an die einzelne Schülerin und den 
einzelnen Schüler geprägt. Konzeptionell steht im Zentrum der Alternativschu-
len schließlich das einzelne Kind in seiner Ganzheitlichkeit, das als konstitutiv 
lern- und bildungsfähig angesehen wird. Aus dieser Grundannahme wird die 
Notwendigkeit von gemeinschaftlichen, demokratischen und freien Formen des 
schulischen Lebens und Lernens abgeleitet, wie es in der Selbstbeschreibung vieler 
alternativer Schulen heißt. 

Dass sich der Wunsch nach Individualisierung nun gegenwärtig bestens in vor-
herrschende liberale Strategien und Programme der „Singularisierung“ (Reckwitz) 
einpassen kann, wird zumeist nur wenig oder gar nicht problematisiert. Eine solche 
Problematisierung widerspräche auch der Selbstlegitimation der Schulkritik als 
radikaler Opposition – nach dem Motto: ‘Die Regelschule ist das Problem und 
die Alternativschule eben genau das: die Alternative’. Tatsächlich spricht empirisch 
einiges für das Modell der Alternativschule (vgl. zum Überblick Idel/Ullich 2004). 
Doch für den hier eingenommenen institutionalisierungstheoretischen Blick ist 
nicht die Wirksamkeit der unterschiedlichen Schultypen und darin etablierten pä-
dagogischen Konzepte und Strategien von Interesse, sondern die Generalisierungs-
tendenz institutionenkritischer Positionen, wie sie hier am Beispiel der Schulkritik 
illustriert werden soll. Institutionalisierungskritik als Institutionenkritik dient 
als (Selbst) Legitimationsinstrument, in diesem Fall für eine alternative Schulor-
ganisation. Das macht aber nur zu schnell übersehen, dass sich auch alternative 
Organisationsformen einer Institutionalisierung nicht entziehen können und 
sich daher mit den Dynamiken der Institutionalisierung herumschlagen müssen.5 

5	 Hier finden sie auch ihr Pendant in privaten Schulmodellen, die auf Konkurrenz und 
das kapitalistische Marktmodell setzen: Auch diese versprechen eine Bildungskarriere, 
die ihre Quelle gerade in der schulischen Organisation jenseits der vorherrschenden 
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Institutionalisierungstheoretisch ist an der (Selbst)Legitimationsstrategie nun vor 
allem von Interesse, dass institutionenkritische Positionen auf Basis ihrer gene-
ralisierten Institutionenkritik die Alternative ins Spiel bringen, und diese damit 
gewissermaßen im Jenseits der vorherrschenden Institutionalisierungsprozesse 
und -vorgaben platzieren wollen, und damit eben auch gegen (selbst)kritische 
Einwände immunisieren. Schließlich scheint die alternative Organisation doch 
aufgrund ihrer Opposition zu der vorherrschenden Institution den gesellschaftli-
chen Kräfteverhältnissen gar nicht direkt ausgesetzt zu sein. 

Dass diese (Selbst)Legitimationsstrategie nun kein Spezifikum der Schulkritik 
darstellt, zeigt der Vergleich mit anderen pädagogischen Feldern: Z.B. in der 
Sozialpädagogik finden sich analoge institutionenkritische Positionen, die z.B. 
dem einflussreichen Programm der Sozialraumorientierung unterliegen, und sich 
auch dieses gegen (selbst)kritische Einwände zu immunisieren versuchen (vgl. dazu 
ausführlicher Kessl/Reutlinger 2018).

Wie erfolgreich das Prinzip Institutionenkritik als (Selbst)Legitimationsinstru
ment funktioniert, belegt der verblüffende Sachverhalt, dass im Angesicht des 
Etablierungserfolges entsprechender pädagogischer Organisationen und Program-
me nicht nur herrschaftskritische darauf zurückgreifen, sondern auch affirmative 
Positionen auf diese Argumentationslogik reagieren. Wendet man, nochmals am 
Beispiel der Schulkritik, einmal den Blick um 180 Grad auf Protagonist:innen 
der Regelschule, finden sich hier Positionen, die geradezu in der Umkehr der herr-
schaftskritischen Legitimationsstrategie die Regelschule zu legitimieren suchen. 
So argumentiert Jürgen Oelkers (2011) auf Basis seiner historischen Analysen 
zu den gewaltförmigen Konstellationen in Landerziehungsheimen, vor allem 
mit Blick auf die beteiligten Akteure in der Odenwaldschule, für das Modell der 
Regelschule (ebd.: 305ff.). Die Kritik an der Alternative wird nun zur Legitima-
tion des gesellschaftlich vorherrschenden Regelmodells eingesetzt. Auch das ist 
wiederum kein Spezifikum des schulischen Feldes, sondern zeigt sich ebenfalls 
in anderen pädagogischen Feldern. Wiederum am Beispiel der Sozialpädagogik 
gesprochen, lässt sich mit Blick auf jüngere Diskussionen um die Etablierung 
einer so genannten konfrontativen Pädagogik oder den Diskussionen um den 
Umgang mit ‘Systemsprengern’ beobachten, wie die seit den 1970er Jahren zu-
nehmend etablierende institutionenkritisch begründete Sozialpädagogik, die auf 
„akzeptierendes Begleiten, non-direkte Gesprächsführung, einfühlsame Einzel-

Institutionalisierungsform(en) finden soll. Faktisch sind im bundesdeutschen Kontext 
aber alle Schulen z.B. der staatlichen Verwaltung unterworfen und von dieser auch 
immer erst zu genehmigen (§ 7 GG). 
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fallhilfe oder ein(en) lebensweltorientierte(n) Zugang“ setzt (Weidner 2001: 7), 
als unzureichend markiert wird. Die Öffnungsversuche der sozialpädagogischen 
Einrichtungen, die Subjektorientierung und damit verbundene Beteiligung der 
Nutzer und Adressatinnen werden hier als Entwicklungen betrachtet, mit der eine 
bestimmte „Selbstverständlichkeit zeitgemäßer Pädagogik“ (Kilb 2010), nämlich 
auch in Konfrontation zu gehen und Härte zu zeigen, verloren gegangen sei. 

Um spätestens an dieser Stelle Missverständnissen vorzubeugen: (Herrschafts)
kritische und affirmative Positionen haben einen deutlich unterschiedlichen Le-
gitimationsbedarf, wollen sie Modelle und Konzeptionen für eine öffentliche 
Organisation von Pädagogik, aber auch Gesundheit und Pflege sowie der Sorge 
insgesamt begründen. Schließlich sind die letztgenannten als Teil der vorherr-
schenden gesellschaftlichen Verhältnisse legitimiert, während die erstgenannten 
erst einmal um ihre Legitimation ringen müssen. Insofern ist eine symbolische 
und strategische Abgrenzung alternativer Institutionalisierungsformen gegenüber 
den dominierenden von Vorteil. Allerdings darf das weder dazu verführen, sich der 
eigenen Position auf Basis institutionenkritischer Grundannahmen allzu sicher 
zu sein, und sich damit der (Selbst-)Kritik weitgehend zu enthalten. Andernfalls 
wird nämlich das eigene affirmative Potenzial (z.B. Individualisierung als Singu-
larisierung) ebenso übersehen wie die Angemessenheit der eigenen herrschaftskri-
tischen Grundannahmen, die ggf. nicht mehr den gegenwärtigen Verhältnissen 
entsprechen – wie das Beispiel des subjektiven Freiheitsversprechens im Fall der 
Alternativschulen verdeutlichen kann. War das im Kontext der Neuen Sozialen 
Bewegungen noch eine markante oppositionelle Positionierung gegenüber der 
direkten post-nationalsozialistischen Konstellation, so hat sich das mit der Do-
minanz liberaler Programme seit dem Ende des 20. Jahrhunderts geändert. Doch 
institutionalisierungstheoretisch ist noch ein anderer Aspekt von sehr viel größerer 
Bedeutung. Die Reduktion von Institutionalisierungskritik als vereindeutigte und 
generalisierte Institutionenkritik macht zweierlei übersehen: Institutionalisierung 
hat als Teil der bürgerlichen Welt eben eine Unter- und dunkle Seite. Diese kann 
nicht nur ärgerliche und ungleiche, sondern auch brutale und menschenverach-
tende Konsequenzen für Betroffene mit sich bringen. Alleine die Einsicht in 
dieses Unfreiheits- und auch Repressionspotenzial begründet die Notwendigkeit 
einer expliziten und markanten Institutionalisierungskritik schon ausreichend. 
Institutionalisierung führt aber nicht per se zu Unfreiheit und Repression. D.h., im 
Bild gesprochen, die dunkle Seite führt nicht per zu einer Verdunklung der ‘hellen 
Seite’ der Institutionalisierung, also ihrem Ermöglichungs- und Teilhabepotenzial. 
Das machen institutionenkritische Positionen allerdings immer wieder vergessen. 
Deshalb wird abschließend – wiederum am Beispiel der pädagogischen Felder – für 
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eine institutionalisierungstheoretische Perspektivenerweiterung plädiert: Für eine 
Einsicht in die Institutionalisierungsbedürftigkeit des Pädagogischen – wie des 
Gesundheitlichen, des Pflegerischen und der Sorge insgesamt. Ein solches Plädoyer 
basiert auf der Vorannahme, dass wir die Bedingungen von deren Möglichkeit 
nicht der Privatisierung anheimstellen wollen.

Von der Institutionalisierungsbedürftigkeit des Pädagogischen

Berthold Vogel hat vor einigen Jahren die Formel der „Staatsbedürftigkeit der 
Gesellschaft“ (Vogel 2007; ursprgl. Forsthoff 1971) wieder in die sozialpolitische 
Debatte eingespeist. In terminologischer Anlehnung und in konzeptioneller Kor-
respondenz erscheint es sinnvoll, auch von einer Institutionalisierungsbedürftigkeit 
zu sprechen – und zwar in Bezug auf die Felder der Pädagogik, der Gesundheit 
und Pflege sowie der Sorge insgesamt. 

Die Rede von der Staatsbedürftigkeit zeigt neben dem Sachverhalt der gegen-
seitigen Verwobenheit von kapitalistischer Ökonomie und Wohlfahrtsstaat einen 
zweiten Sachverhalt an: die „soziale Empfindlichkeit des modernen Massenda-
seins“ (ebd.: 13). Nicht nur der Mensch ist in der nationalen Industrie- und den 
inzwischen internationalisierten und globalisierten Dienstleistungs- und Wissens-
gesellschaften auf den – weiterhin primär national organisierten – (Wohlfahrts-)
Staat angewiesen (ebd.: 18ff.), um angesichts von Krankheit oder Alter nicht in 
existenzielle Notlagen zu geraten. Vielmehr ist diese soziale (Ab)Sicherung auch 
im Sinne der kapitalistischen Produktion und Distribution – sowohl zur Gewähr-
leistung der Arbeitskräfte als auch zur Gewährleistung einer gewissen Stabilität 
sozialer Zusammenhänge. Diese Gewährleistungen ziehen notwendigerweise 
den Aufbau gesellschaftlicher Institutionen nach sich, denn sie dürfen nicht der 
Loyalität zufälliger sozialer Zusammenhänge im Privaten überlassen werden, 
sondern müssen dauerhaft gesichert werden (Recht) und dürfen dabei die Freiheit 
der Menschen (Wahl) nicht grundlegend in Frage stellen (vgl. Hirschman 1970). 
Insofern sind gesellschaftliche Institutionen Teil des Programms der bürgerlichen 
Gesellschaft und des damit verbundenen historischen Zivilisationsprozesses (Elias 
1977). Als solchen ist ihnen das Potenzial der Ermöglichung von sozialer Teilhabe 
(Gleichheit) und politischer Partizipation (Freiheit) inne. Dieses Potenzial ist 
aber im konkreten Fall, d.h. der konkreten Nutzung eines institutionellen An-
gebots durch Menschen resp. der Verwiesenheit von Menschen auf institutionelle 
Regulierungen, keineswegs einfach zu heben. Ganz im Gegenteil, wie die lange 
Tradition der institutionalisierungskritischen Arbeiten belegt. Konzentriert man 
sich allerdings wiederum nur auf diese, und reduziert Institutionalisierungskritik 
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auf Institutionenkritik gerät die Institutionenbedürftigkeit öffentlicher Dienst-
leistungen, Versorgungsstrukturen und der Sorgearbeit an sich aus dem Blick. 

Institutionalisierungstheoretisch scheint daher eine Einsicht in die Dialektik 
von Institutionalisierung grundlegend. Und diese Dialektik darf nicht an einem 
der beiden Enden gekappt werden, sonst wird man Institutionalisierungsprozessen 
nicht (mehr) gerecht. Institutionalisierung ist eben weder auf einen ermöglichen-
den Prozess zu reduzieren noch auf einen begrenzenden. Insofern ist der Einsicht 
in die Logik von Institutionalisierung mit Positionen, die sich der Institutionalisie-
rungskritik enthalten, ebenso wenig geholfen, wie mit Positionen, die sich auf eine 
generalisierte Institutionenkritik zurückzuziehen. Die Einsicht in die Dialektik 
der Institutionalisierung und die damit verbundene Institutionalisierungsbe-
dürftigkeit von Pädagogik, Gesundheit und Pflege sowie der Sorge insgesamt, 
sollte vielmehr dazu führen, dass das Programm der Etablierung gesellschaftlicher 
Institutionen wie ihre konkrete Konzeption und Ausgestaltung der dauernden 
(selbst)kritischen Reflexion und Auseinandersetzung zu unterwerfen ist.
 
Nimmt man am Ende der vorgelegten Überlegungen nochmals die eingangs 
aufgeworfene begriffstheoretische Perspektive ein, so zeigt sich die erkenntnis-
politische Dimension in der Rede von der Institutionalisierung nicht zuletzt 
darin, dass wir es mit der öffentlichen Formierung einer bestimmten Praxis, z.B. 
der pädagogischen oder der pflegerischen, zu tun haben. Und wie diese Praxis 
zu legitimieren ist und auf ihre gewollten oder ungewollten Unterdrückungs- 
und auch Repressionspotenziale zu analysieren ist, das sollte die erste Aufgabe 
einer kritischen Institutionalisierungsforschung sein. Als solche könnte sie dann, 
das wäre ihre zweite Aufgabe, einen Beitrag zu einer angemessenen – also dem 
Gleichheits- und Freiheitsanspruch verpflichteten – Institutionalisierung, also 
zur Etablierung gerechter und demokratischer gesellschaftlicher Institutionen, 
leisten. Denn nicht ohne, sondern mit einer angemessenen Institutionalisierung 
kann die helle Seite der Institutionalisierung verstärkt und die dunkle unter Kon-
trolle gebracht werden. Der damit formulierte Anspruch ist zum Beispiel von 
Hans Thiersch (2017: 18) abstrakt bereits in Bezug auf die personenbezogenen 
sozialen Dienstleistungen formuliert worden: „Es gilt, die institutionalisierten 
Hilfen der sozialen Arbeit zu kritisieren, wo sie dies in stigmatisierenden Defi-
nitionen und selbstreferentiellen Programmen behindern oder verhindern und 
dagegen im Rahmen institutionalisierter Hilfen in professioneller Kompetenz 
Arbeitsstrukturen zu schaffen, die den Adressaten in ihren Aufgaben zu einem 
gelingenderen Leben helfen.“ Doch die Konkretisierung dieses Anspruchs in 
konkreten Strategien, Taktiken, Maßnahmen und Aktionen auf Seiten von Or-
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ganisationen im Bildungs-, Sozial- und Gesundheitsbereich, auf Seiten der dort 
tätigen Fachkräfte sowie der (potenziellen) Nutzer:innen dieser Angebote, ist 
eine immer wieder neu zu bewältigende Aufgabe.
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